
grünes blatt » Sommer 201512

Dirk Vogelskamp In diesen
Apriltagen ertranken erneut
über tausend Menschen im
Mittelmeer bei ihrem Versuch,
nach Europa überzusetzen, um
Elend und Gewalt in ihren
Herkunftsregionen zu ent-
kommen. Die Katastrophe war
leicht vorhersehbar. Denn
Grenzsicherung vor „illegaler“
Einwanderung, die mit dem
Akronym FRONTEX ver-
bunden ist, genießt in Europa
höchste Priorität. Mit tödli-
cher und absehbarer Konse-
quenz: Man lässt die Flücht-
linge im Mittelmeer ertrinken.
Abschreckung. Seit der Jahr-
tausendwende sind bei unzäh-
ligen Bootshavarien schät-
zungsweise 25.000 Flücht-linge
elendig ertrunken.

Das bloße Ausmaß der aktuellen
Schiffskatastrophe erschüttert zu-
tiefst. Wieder zeigt sich die euro-
päische politische Klasse betroffen.
Verspricht erneut, mehr Seenothilfe
durch jene FRONTEX-Einheiten
zu leisten, deren vornehmliche Auf-
gabe darin eben nicht besteht. Und
wir? Von einer Katastrophe zur ab-
sehbar nächsten wird erwartet, bei
den europäischen Regierungen mö-
ge die Einsicht obsiegen, der Preis
an Menschen-leben, um die euro-
päischen Wohlstandsgrenzen vor
den Verzweifelten zu schützen, sei
zu hoch. Der Schutz der Menschen
auf der Suche nach Überleben geht,
menschenrechtlich allein an-gemes-
sen, vor Grenzschutz. Selbstver-
ständlich. Oder sind wir inzwischen
bereit, an die regelmäßigen Schiffs-
katastrophen gewöhnt, die unge-
heuren Menschenopfer weiter hin-
zunehmen? Ein wirkliches Umden-
ken bei den europäischen
Regierungen deutet sich jedoch
nicht an, legt man den Zehn-Punk-
te-Plan, auf den sich die EU-Außen-
und Innenminister im April ver-
ständigten, zugrunde. In der Be-
schlussvorlage des EU-Sondergip-
fels wird der Kampf gegen die ille-
gale Migration geradewegs
militarisiert. Eine neue, menschen-
rechtsorientierte Flüchtlingspolitik
ist also nicht in Sicht.

Zwar soll die Aufgabe der Seenot-
hilfe mit FRONTEX- und Kriegs-
marineeinheiten ausgeweitet wer-
den, im Kern aber geht es darum, in
zivil-militärischen Operationen die
Schleuser zu bekämpfen und ihre
Kähne zu zerstören. Eine unendli-
che Legitimationsressource für zu-
künftige (polizei-)militärische Ein-
sätze. Dazu soll das europäische
Grenzregime weit auf nord- und
westafrikanische Staaten aus-ge-
dehnt werden, um in migrationspo-
litischer Kooperation mit den Her-
kunfts- und Transitstaaten Flücht-
linge bereits abzufangen, bevor sie
sich, von Europa bewusst dem To-
desrisiko ausgesetzt, auf die Fahrt
über das Mittelmeer begeben.
Grenzsicherungen sollen insofern
über Nordafrika hinaus bis in die
Sahelzone verschoben werden. Ein-
schließlich der zugehörigen Lager
für die Unerwünschten, die, oft arm
und „unqualifiziert“, in Europa
nicht gebraucht werden. Die Euro-
päische Union konzentriert sich nun
in ihren Bemühungen vorrangig auf
die Bekämpfung der Schleuser und
Schlepper, die Menschen auf der
Flucht über das Mittelmeer nach
Europa bringen. Eben jene uner-
wünschten Flüchtlinge, die unter
Einsatz ihres Lebens nach men-
schengerechten Überlebensbedin-
gungen suchen. Solange es aber kei-
nen „legalen“ Zugang für diese
Überlebenssuchenden nach Europa
geben wird, solange werden sie die
Dienste der Schlepper und Flucht-
helfer in Anspruch nehmen müssen.
Darum lenkt die europäische De-
batte über die Bekämpfung der
Schleuserbanden ab vom eigentli-
chen Problem: Ein offener Zugang
nach Europa für alle, die auf der
Suche nach einem sozialen Ort des
Überlebens sind, könnte das ge-
winnbringende Geschäft mit der
Fluchtmigration austrocknen.

Militarisierte Grenzsicherung im
europäischen Kampf gegen die ille-
gale Migration auf der einen und
ein humaner Umgang mit der
Fluchtmigration auf der anderen
Seite schließen einander aus. Selbst
wenn Europa Zugangskorridore di-
versen Zuschnitts für einige Flücht-

lingsgruppen einrichtete, was zu
begrüßen wäre, das Grundproblem
bliebe bestehen, und neuerliche hu-
mane Fluchtkatastrophen blieben
vorhersehbar. Nur, dass sie sich
dann möglicherweise, so der euro-
päische Migrationsansatz, nicht
mehr vor „unserer Haustür“ ereig-
neten.

In der bestehenden kapitalistischen
Ungleichheitsordnung werden die
kriegs-, umwelt- und armutsbe-
dingten Fluchtmigrationen in den
kommenden Jahren noch zuneh-
men. Wir verteidigen an der euro-
päischen Grenze im Mittelmeer vor
allem unsere ressourcen- und um-
weltverschlingende Lebensweise,
die nicht weltweit verallgemeiner-
bar ist. Daran erinnern die zu Tode
gebrachten Flüchtlinge zuallererst.
Die Unerwünschten, ihr Leben
zählt in Europa wenig. Um sie
trauern wir.
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